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Rechte der Aktionäre 

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2, Abs. 6 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-

schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur 

Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“, veröf-

fentlicht als Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie 

im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020) sowie der Verord-

nung zur Verlängerung von Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-

eins- und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 

hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die Hauptversamm-

lung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle 

Hauptversammlung abzuhalten. 

Aktionäre, die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind so-

wie deren Bevollmächtigte haben die Möglichkeit, die gesamte Hauptversammlung 

über den unter der Internetadresse www.infineon.com/hauptversammlung erreichba-

ren Internet Service im Wege elektronischer Bild- und Tonübertragung live zu verfol-

gen. Die Stimmrechtsausübung der im Aktienregister eingetragenen und rechtzeitig 

angemeldeten Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch Voll-

machts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter. 

§ 1 Abs. 2, Abs. 6 COVID-19-Gesetz lautet wie folgt:

§ 1 Abs. 2, Abs. 6 COVID-19-Gesetz:

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz

der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abge-

halten wird, sofern

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung mög-

lich ist,

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommu-

nikation eingeräumt wird,
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4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Ab-

weichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das 

Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit 

zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung einge-

räumt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fra-

gen er wie beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei 

Tage vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen 

sind. 

(6) Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zu-

stimmung des Aufsichtsrats. Abweichend von § 108 Absatz 4 des Aktiengesetzes 

kann der Aufsichtsrat den Beschluss über die Zustimmung ungeachtet der Rege-

lungen in der Satzung oder der Geschäftsordnung ohne physische Anwesenheit 

der Mitglieder schriftlich, fernmündlich oder in vergleichbarer Weise vornehmen. 

Den Aktionären stehen vor und in der virtuellen Hauptversammlung unter anderem die 

folgenden Rechte zu: 

a. Erweiterung der Tagesordnung 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals o-

der den anteiligen Betrag von €500.000 (dies entspricht 250.000 Aktien) errei-

chen, können gemäß § 122 Abs. 2 Aktiengesetz („AktG“) verlangen, dass Ge-

genstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Darüber 

hinaus kann die Hauptversammlung gemäß § 87 Abs. 4 AktG auf Antrag nach 

§ 122 Abs. 2 Satz 1 AktG die nach § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG festgelegte 

Maximalvergütung für den Vorstand herabsetzen. Ein nach Einberufung der 

Hauptversammlung bei der Gesellschaft eingegangenes Verlangen ist nach 

§ 124a Satz 2 AktG unverzüglich nach seinem Eingang bei der Gesellschaft über 

die Internetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen.  

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 

beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich gemäß § 122 AktG in Verbindung mit 

§ 126 Bürgerliches Gesetzbuch an den Vorstand der Infineon Technologies AG 

zu richten. Es muss der Gesellschaft gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG mindes-

tens 30 Tage vor der Versammlung, also bis spätestens zum 25. Januar 2021, 

24:00 Uhr (MEZ), zugehen. Die betreffenden Aktionäre haben gemäß § 122 

Abs. 2 und Abs. 1 AktG nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor 

dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der o.g. Mindestanzahl an Aktien 

sind und dass sie diese bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag 

halten. Bei der Berechnung der Mindestbesitzdauer ist § 70 AktG zu beachten. 

§ 121 Abs. 7 AktG ist auf die Fristberechnung entsprechend anzuwenden.  
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Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir, auf einem der folgenden Kontaktwege 

zu übermitteln: 

i. Anschrift: Vorstand der Infineon Technologies AG, Am Campeon 

1-15, 85579 Neubiberg oder 

ii. E-Mail: hv@infineon.com. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht 

bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zu-

gang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außer-

dem im Internet unter www.infineon.com/hauptversammlung veröffentlicht. Be-

schlussvorschläge zu solchen Anträgen, die bis 25. Januar 2021, 24:00 Uhr 

(MEZ), mit nach § 122 Abs. 2 AktG auf die Tagesordnung gesetzten oder zu set-

zenden Gegenständen ordnungsgemäß zugehen, werden in der virtuellen Haupt-

versammlung so behandelt als seien sie in der Hauptversammlung gestellt wor-

den.  

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen lauten auszugsweise wie folgt: 

§ 122 Abs. 1, 2 AktG: 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zu-

sammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberu-

fung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das 

Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die 

Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form 

und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die 

Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor 

dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass 

sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

§ 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwan-

zigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro 

erreichen, verlangen, daß Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrün-

dung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des 

Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 

Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der 

Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

§ 87 Abs. 4 AktG: 
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Die Hauptversammlung kann auf Antrag nach § 122 Absatz 2 Satz 1 die nach 

§ 87a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 festgelegte Maximalvergütung herabsetzen. 

§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG: 

Dieses Vergütungssystem enthält mindestens die folgenden Angaben, in Bezug 

auf Vergütungsbestandteile jedoch nur, soweit diese tatsächlich vorgesehen 

sind: 

1. die Festlegung einer Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder; 

§ 124a Satz 2 AktG: 

Ein nach Einberufung der Versammlung bei der Gesellschaft eingegangenes 

Verlangen von Aktionären im Sinne von § 122 Abs. 2 ist unverzüglich nach sei-

nem Eingang bei der Gesellschaft in gleicher Weise zugänglich zu machen. 

§ 126 BGB: 

(1) Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muss die Urkunde 

von dem Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels no-

tariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden. 

(2) Bei einem Vertrag muss die Unterzeichnung der Parteien auf derselben Ur-

kunde erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Urkun-

den aufgenommen, so genügt es, wenn jede Partei die für die andere Partei 

bestimmte Urkunde unterzeichnet. 

(3) Die schriftliche Form kann durch die elektronische Form ersetzt werden, 

wenn sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 

(4) Die schriftliche Form wird durch die notarielle Beurkundung ersetzt. 

§ 70 AktG: 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, daß der Aktionär 

während eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht 

dem Eigentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanz-

dienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die 

Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er 

die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei 

Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung 

nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über 

Bausparkassen erworben hat. 
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§ 121 Abs. 7 AktG: 

Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, 

ist der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem 

Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehen-

den oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei nicht-

börsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung der 

Frist bestimmen. 

b. Gegenanträge; Wahlvorschläge 

Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge zu den Beschlussvorschlägen zu 

den Punkten der Tagesordnung zu stellen. Sollen die Gegenanträge bereits im 

Vorfeld der Hauptversammlung von der Gesellschaft zugänglich gemacht wer-

den, sind sie gemäß § 126 Abs. 1 AktG spätestens 14 Tage vor der Hauptver-

sammlung, d.h. bis zum 10. Februar 2021, 24:00 Uhr (MEZ), 

i. unter der Anschrift: Infineon Technologies AG, Investor Relati-

ons, Am Campeon 1-15, 85579 Neubiberg,  

ii. unter der Telefax-Nummer: +49 (0)89 30903 – 74675 oder 

iii. unter der E-Mail-Adresse: hv@infineon.com 

an die Gesellschaft zu richten. Anderweitig adressierte Gegenanträge müssen 

nicht zugänglich gemacht werden.  

In allen Fällen der Übersendung eines Gegenantrags ist für die Fristwahrung der 

Zugang des Gegenantrags bei der Gesellschaft entscheidend. 

Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG werden zugänglich zu machende 

Gegenanträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs und ei-

ner etwaigen Begründung sowie mögliche Stellungnahmen der Verwaltung 

hierzu im Internet unter www.infineon.com/hauptversammlung veröffentlicht.  

Diese Regelungen gelten gemäß § 127 AktG für den Vorschlag eines Aktionärs 

zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern sinngemäß. 

Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründen braucht der Vorstand 

einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann nicht zugänglich zu machen, 

wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der Kandida-

tin / des Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

brauchen auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn ihnen keine An-
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gaben zur Mitgliedschaft der Vorgeschlagenen in anderen gesetzlich zu bilden-

den Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 

von Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt 

sind. Wahlvorschläge müssen nicht begründet werden. 

Da die diesjährige Hauptversammlung der Gesellschaft als virtuelle Hauptver-

sammlung ohne physische Anwesenheit der Aktionäre und ihrer Bevollmächtig-

ten durchgeführt wird, können während der virtuellen Hauptversammlung keine 

Anträge gestellt werden.  

Zugänglich zu machende Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge, die von Aktionä-

ren übersendet wurden, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzei-

tig angemeldet haben, werden in der virtuellen Hauptversammlung so behandelt, 

als seien sie in der Hauptversammlung gestellt bzw. unterbreitet worden.  

Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über 

die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. 

Sollten die Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit angenom-

men werden, haben sich insoweit die Gegenanträge oder (abweichende) Wahl-

vorschläge erledigt. 

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen lauten auszugsweise wie folgt: 

§ 126 AktG: 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Be-

gründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in 

§ 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Vorausset-

zungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor 

der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vor-

schlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Ta-

gesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte 

Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei 

börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Inter-

netseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich ge-

macht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar ma-

chen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Be-

schluß der Hauptversammlung führen würde, 
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3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche 

oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Ak-

tionärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach 

§ 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Be-

gründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Haupt-

versammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht wor-

den ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil 

des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung 

nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversamm-

lungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder 

nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 

insgesamt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begrün-

dungen zusammenfassen. 

§ 127 AktG: 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 

von Abschlußprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht be-

gründet zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht 

zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Ab-

satz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. Der Vorstand hat den Vorschlag 

eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesell-

schaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsge-

setz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu 

versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen 

wurde und 
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3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen 

und Männern besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 

Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG: 

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Na-

men, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 AktG: 

(1) Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht ausschließlich Namensaktien 

ausgegeben hat, hat die Einberufung der Hauptversammlung mindestens 

21 Tage vor derselben wie folgt mitzuteilen: 

1. den Intermediären, die Aktien der Gesellschaft verwahren, 

2. den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, 

und 

3. den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt haben 

oder die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt ha-

ben. 

Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach 

§ 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geän-

derte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten 

der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch 

eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesell-

schaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern An-

gaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-

räten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und 

ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beige-

fügt werden. 

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand einer Gesellschaft, die Namensak-

tien ausgegeben hat, den zu Beginn des 21. Tages vor der Hauptversamm-

lung im Aktienregister Eingetragenen zu machen sowie den Aktionären und 

Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und den Vereinigungen 

von Aktionären, die die Mitteilung verlangt oder die in der letzten Hauptver-

sammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die glei-

chen Mitteilungen übersendet. 
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(4) Jedem Aufsichtsratsmitglied und jedem Aktionär sind auf Verlangen die in 

der Hauptversammlung gefassten Beschlüsse mitzuteilen. 

(5) Für Inhalt und Format eines Mindestgehaltes an Informationen in den Mit-

teilungen gemäß Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten die Anforderungen 

der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212. § 67a Absatz 2 Satz 1 gilt 

für die Absätze 1 und 2 entsprechend. Bei börsennotierten Gesellschaften 

sind die Intermediäre, die Aktien der Gesellschaft verwahren, entsprechend 

den §§ 67a und 67b zur Weiterleitung und Übermittlung der Informationen 

nach den Absätzen 1 und 2 verpflichtet, es sei denn, dem Intermediär ist 

bekannt, dass der Aktionär sie von anderer Seite erhält. Das Gleiche gilt für 

nichtbörsennotierte Gesellschaften mit der Maßgabe, dass die Bestimmun-

gen der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 nicht anzuwenden sind. 

c. Möglichkeit zur Einreichung von Fragen nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 

COVID-19-Gesetz ausschließlich im Wege elektronischer Kommunikation bis 

spätestens 22. Februar 2021, 24:00 Uhr (MEZ) 

Aktionäre haben während der virtuellen Hauptversammlung kein Auskunftsrecht 

nach § 131 Abs. 1 AktG. Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind und 

sich frist- und formgemäß angemeldet haben, bzw. ihre Bevollmächtigten, haben 

jedoch die Möglichkeit, vorab bei der Gesellschaft Fragen einzureichen.  

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Aktionäre 

bzw. ihre Bevollmächtigten ihre Fragen bis spätestens zwei Tage vor der virtuel-

len Hauptversammlung, d.h. spätestens bis 22. Februar 2021, 24:00 Uhr (MEZ) 

im Wege elektronischer Kommunikation bei der Gesellschaft einreichen müssen. 

Hierfür steht in dem unter www.infineon.com/hauptversammlung erreichbaren In-

ternet Service eine Eingabemaske zur Verfügung. Eine anderweitige Form der 

Übermittlung ist ausgeschlossen. Danach und während der Hauptversammlung 

können keine Fragen eingereicht oder gestellt werden. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fra-

gen er wie beantwortet. Der Vorstand ist insbesondere nicht gehalten, alle Fra-

gen zu beantworten, er kann vielmehr Fragen zusammenfassen und im Interesse 

der anderen Aktionäre sinnvolle Fragen auswählen.  

Bei der Beantwortung von Fragen während der virtuellen Hauptversammlung 

wird der Name des Fragestellers nur offengelegt (soweit Fragen individuell be-

antwortet werden), wenn mit der Einreichung der Frage ausdrücklich das Einver-

ständnis zur Offenlegung des Namens erklärt wurde. 

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen lauten auszugsweise wie folgt: 
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§ 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz: 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptver-

sammlung abgehalten wird, sofern  

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,  

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommu-

nikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Voll-

machtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen 

Kommunikation eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, 

in Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Ver-

zicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung 

eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Haupt-

versammlung eingeräumt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche 

Fragen er wie beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spä-

testens zwei Tage vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommu-

nikation einzureichen sind. 

§ 131 Abs. 1 AktG: 

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Aus-

kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachge-

mäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Aus-

kunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehun-

gen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. Macht eine Gesell-

schaft von den Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 

des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm 

in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der 

Form vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen hätte. Die Auskunfts-

pflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handels-

gesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Kon-

zernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns 

und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 
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d. Einreichen von Videobotschaften zur Veröffentlichung über den Internet Service  

Bei Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung ohne physische Anwesenheit 

der Aktionäre bzw. ihrer Bevollmächtigten haben diese nicht die Möglichkeit, sich 

in der Hauptversammlung zur Tagesordnung zu äußern. Der Vorstand hat daher 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, den Aktionären bzw. ihren Be-

vollmächtigten – über die Vorgaben des COVID-19-Gesetzes hinaus – die Mög-

lichkeit zu geben, mittels Videobotschaften zur Tagesordnung Stellung zu neh-

men. 

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig zur Teil-

nahme an der Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. ihre Bevollmächtig-

ten haben daher die Möglichkeit, elektronisch mittels Aktionärsnummer und indi-

viduellem Zugangscode über den unter www.infineon.com/hauptversammlung 

erreichbaren Internet Service bis 18. Februar 2021, 24:00 Uhr (MEZ) Stellung-

nahmen mit Bezug zur Tagesordnung als Videobotschaft einzureichen. Die 

Dauer einer solchen Videobotschaft soll drei Minuten nicht überschreiten und es 

sind nur solche Videobotschaften zulässig, in denen der Aktionär oder sein Be-

vollmächtigter selbst in Erscheinung tritt. Mit dem Einreichen erklärt sich der Ak-

tionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Videobotschaft 

unter Nennung seines Namens im Internet Service veröffentlicht wird. 

Einzelheiten zu den technischen und rechtlichen Voraussetzungen für das Ein-

reichen von Videobotschaften sind auf dem unter www.infineon.com/hauptver-

sammlung erreichbaren Internet Service dargestellt.  

Es ist beabsichtigt, die eingereichten Videobotschaften vor der Hauptversamm-

lung im nur für Aktionäre mittels Aktionärsnummer und individuellem Zugangs-

code unter www.infineon.com/hauptversammlung erreichbaren Internet Service 

zu veröffentlichen. Es wird aber darauf hingewiesen, dass kein Rechtsanspruch 

auf die Veröffentlichung einer Videobotschaft besteht. Die Gesellschaft behält 

sich vor, insbesondere Videobotschaften mit beleidigendem, diskriminierendem 

oder strafrechtlich relevantem oder offensichtlich falschem oder irreführendem 

Inhalt sowie solche ohne jeglichen Bezug zur Tagesordnung oder in anderer als 

deutscher Sprache nicht zu veröffentlichen. Dies gilt auch für Videobotschaften 

mit einer Dauer von über drei Minuten oder solche, die die technischen Voraus-

setzungen nicht erfüllen. Pro Aktionär wird nur eine Videobotschaft veröffentlicht.  

Mit den Videobotschaften soll den Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten eine 

Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben werden. Für Fragen sowie Gegenan-

träge und Wahlvorschläge gilt dagegen das oben unter Ziffer c. bzw. b. beschrie-

bene Verfahren. Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen, Gegenanträge oder 

Wahlvorschläge, die in einer Videobotschaft enthalten sind, aber nicht wie unter 

Ziffer c. bzw. b. beschrieben eingereicht wurden, unberücksichtigt bleiben. 
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e. Einlegen von Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, im Wege 

elektronischer Kommunikation gemäß § 245 Nr. 1 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 

COVID-19-Gesetz Widerspruch gegen die Beschlüsse der Hauptversammlung 

bei dem mit der Niederschrift der virtuellen Hauptversammlung beauftragten 

Notar zu erklären.  

Entsprechende Erklärungen können ab der Eröffnung der virtuellen Hauptver-

sammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungsleiter elektronisch 

über den unter www.infineon.com/hauptversammlung erreichbaren Internet Ser-

vice abgegeben werden. 

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen lauten auszugsweise wie folgt: 

§ 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz: 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptver-

sammlung abgehalten wird, sofern  

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,  

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommu-

nikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Voll-

machtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen 

Kommunikation eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, 

in Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Ver-

zicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung 

eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Haupt-

versammlung eingeräumt wird. 

§ 245 Nr. 1 AktG: 

Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder in der Hauptversammlung erschienene Aktionär, wenn er die Aktien 

schon vor der Bekanntmachung der Tagesordnung erworben hatte und ge-

gen den Beschluß Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat; 

 


